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Geſetz-Sammlung 
> für die i 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 63. 


(Nr. 4569.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. November 1856., betreffend die Gleichſtellung 
f der in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 7. Mai 1856. ausgefertigten Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen uͤber 46,598,000 Rthlr. mit den Staatsſchuldſcheinen 
in der Eigenſchaft als pupillen- und depoſitalmaͤßig ſichere Dokumente. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 15. d. M. beſtimme Ich, daß 
die Order vom 3. Mai 1821. (Geſetz⸗Sammlung S. 46.), betreffend die An⸗ 
nahme von Staatsſchuldſcheinen als pupillen- und depoſitalmaͤßige Sicherheit, 
auf die in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 7. Mai d. J. (Gefeß- Sammlung 
S. 334.) ausgefertigten Staatsſchuldverſchreibungen uͤber 16,598,000 Rthlr. 
Anwendung finden ſoll. N 

Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung bekannt zu machen. 


Berlin, den 17. November 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


An das Staatsminiſterium. 
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Ausgegeben zu Berlin den 16, Dezember 1856, 


(Nr. 4570.) Statut des Breslau⸗Coſeler Deichverbandes. Vom 24. November 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ic. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der 
Niederung zwiſchen Breslau und der Hoͤhe unterhalb des Dorfes Coſel im 
Regierungsbezirk und Kreiſe Breslau Behufs der gemeinſamen Herſtellung und 
Unkerhaltung eines Deiches gegen die Ueberſchwemmungen der Oder zu einem 
Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene An⸗ 
hoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des 
Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. HH. 11. und 15. (Ges 
ſetz Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes 
unter der Benennung: 


„Breslau:Cofeler Deich verband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


ER 


1 ind In der auf dem linken Oderufer von der Breslauer Nikolai: Vorftadt 
He herban⸗ bis unterhalb des Dorfes Coſel ſich erſtreckenden Niederung werden die Eigen⸗ 
des. thuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne 

Verwallung bei den bisher bekannten hoͤchſten Waſſerſtaͤnden der Ueberſchwem⸗ 
mung durch die Oder unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Breslau. 


H. 2. 


Dem Deichverbande liegt die Herſtellung und Unterhaltung eines waſſer⸗ 
freien tuͤchtigen Deiches in denjenigen durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrden 
feſtzuſtellenden Abmeſſungen ob, welche erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke der 
1 0 gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand der Oder 
u ſichern. 

f Wo die Deichkrone ſich mehr als ſechs Fuß uͤber das Terrain erhebt, 
iſt am innern Rande des Deiches ein zwölf Fuß breites Banquet anzulegen. 

Die Lage des Deiches, welcher theilweife auch den Zweck hat, die durch 
die Oderbruͤcke der Breslau-Poſener Eiſenbahn veraͤnderten Vorfluthsverhaͤlt⸗ 
niſſe im Strome zu regeln, iſt von den Staatsverwaltungs-Behoͤrden zu bes 
ſtimmen. f - 
Wenn zur Erhaltung der Deiche noch weitere Uferdeckungen nöthig wer⸗ 
den, als diejenigen, welche nach der Reſolution der Regierung in Breslau vom 
2. Februar 1856. oberhalb und unterhalb jener Bruͤcke von der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft auszuführen. und zu unterhalten find, fo hat der 1115 
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3 1 vorzunehmen, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Ver⸗ 
pflichtete. 5 f 


H. 3. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben zu unterhalten und, 
ſoweit es noͤthig iſt, neu anzulegen, welche erforderlich ſind, um das den 
Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und in die 
Oder abzuleiten. 

Die Herſtellung und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache 
der nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 

Die uͤber die neuen Strecken der Hauptgraͤben auf Kommunikationswe⸗ 
dach e neuen Bruͤcken ſollen vom Deichverbande gebaut und un⸗ 
terhalten, ; 

die in Folge ſolcher Grabenbauten zu Wirthſchaftszwecken nöthigen neuen 
Bruͤcken vom Deichverbande gebaut und von denjenigen, in deren Intereſſe ſie 
noͤthig ſind, unterhalten, 

die bereits vorhandenen Bruͤcken uͤber die Hauptgraͤben, welche wegen 
zu geringer Breite umgebaut werden muͤſſen, vom Deichverbande gebaut und 
wie die unveraͤndert beibehaltenen vorhandenen Bruͤcken von den fruͤher dazu 
Verpflichteten unterhalten werden. A 

Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreiben⸗ 
den Punkten geſchehen. 


H. 4. 


Der Verband hat in den Deichen die Auslaßſchleuſen fuͤr die Haupt⸗ 
graͤben anzulegen und zu unterhalten. 


$. 8. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen Verpfichtun⸗ 
der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deich⸗ 11 1 5 SEE 
kaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung feikungen. Be- 
der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Ver⸗ finmung ber 
bandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoffen, ſoweit dieſe Mittel nicht Zn un wer. 
bereits durch vertragsmaͤßige Zuſchuͤſſe Dritter zu den neuen Anlagen aufge⸗ dude nad 
bracht find, nach den von der Regierung zu Breslau auszufertigenden Deichz taster N 
kataſtern aufzubringen. 


. 6. 


In dem allgemeinen Deichkataſter, nach welchem die Beitraͤge zu den 
(r. 4570.) 5 BE 130* Ver⸗ 
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Verwaltungskoſten und zur laufenden Unterhaltung der Deich⸗ und Entwaͤſſe⸗ 
rungs⸗Anlagen nach deren normaler Herſtellung aufzubringen ſind, werden alle 
von der Verwallung gegen die Uleberſchwemmungen der Oder geſchuͤtzten er⸗ 
tragsfaͤhigen Grundſtuͤcke in der Art zu Deichbeitraͤgen veranlagt, daß 

1) fuͤr Hof⸗ und Bauſtellen und Lagerplaͤtze ein ganzer, 

fuͤr Gärten und Aecker vier Fuͤnftel, 
f 3) fuͤr alle uͤbrigen ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke zwei Fuͤnftel 

Beitrag angeſetzt wird. 


. 7. 


Zu den Koſten der erſten Herſtellung der Deiche und Graͤben hat 


1) der Militairfiskus, welchem das Servitutrecht zur Benutzung des auf 

der Breslauer Viehweide befindlichen Exerzierplatzes zu Truppenuͤbungen 
f zuſteht, einen freiwilligen Beitrag von 1000 Rthlr. geleiſtet; 

2) die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft, welche bei den oberen neuen 
Deichanlagen wegen der von ihr herzuſtellenden Ueberbruͤckung des Stro⸗ 
mes bei Poͤpelwitz intereſſirt, einen auf 15,782 Rthlr. berechneten Bei⸗ 
trag in Geld und Leiſtungen unter den in dem kommiſſariſchen Protokoll 
vom 2. April 1855. enthaltenen Bedingungen uͤbernommen. 


Weitere Beitraͤge zu den Neubaukoſten ſollen weder fuͤr den Militair⸗ 
Uebungsplatz, noch von der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſofern ſie 
nicht ertragsfaͤhige Grundſtuͤcke im Deichverbande, außer der Eiſenbahn ſelbſt, 
beſitzt, verlangt werden. 

Die uͤbrigen Koſten der erſten Herſtellung find von den Beſitzern der 
deichpflichtigen Grundſtuͤcke, ausſchließlich des Uebungsplatzes, nach dem Maaß⸗ 
ſtabe des allgemeinen Kataſters mit der Maaßgabe aufzubringen, daß die neu 
einzudeichenden Grundſtuͤcke mit der doppelten Flaͤche angeſetzt werden. 

Hiernach iſt ein Spezialkataſter zum Neubau aufzuſtellen. 


H. 8. 


Die Kataſter ſind nach vorſtehenden Grundſaͤtzen entworfen und ſind die 
Deichkaſſenbeitraͤge vorlaͤufig danach zu erheben. Behufs der Feſtſtellung ſind 
dieſelben dem Deichamte vollftändig, den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden und den 
Beſitzern der Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extrakt⸗ 
weiſe zuzuſtellen und zugleich iſt im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt be⸗ 
kannt zu machen, innerhalb welcher die Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤn⸗ 
den und dem Deichamte eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem Deich⸗ 
regulirungs⸗Kommiſſarius angebracht werden koͤnnen. 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die in H. 6. angege⸗ 
benen Grundſaͤtze der Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erhoben 
werden koͤnnen, find von dem Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerde⸗ 
fuͤhrer, eines Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu 
unterſuchen. N j 

Dieſe 
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..Diefe ſind hinfichtlich der Grenzen des Inundationsgebietes und der 
ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Ver⸗ 
meſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität und des Beitragsfußes zwei oͤkono⸗ 
miſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungs⸗ 
Verhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. Alle dieſe 
Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
der Deichamts-Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Re⸗ 
ſultate einverſtanden, oder kommt ſonſt eine Einigung zu Stande, ſo werden 
die Kataſter danach berichtigt. Anderenfalls werden die Akten der Regierung 
zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde eingereicht. Wird dieſelbe verworfen, 
ſo treffen die Koſten den Beſchwerdefuͤhrer. N 
Ä Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen. Angele⸗ 
genheiten zulaͤſſig. 8 n 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Deichkataſter ſind dieſelben von der Re⸗ 
gierung auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


. H. 3 


Das den Deichgenoffen vor der Vereinigung zum Deichverbande in den 
Jahren 1855. und 1856. aus der ſtändiſchen Darlehnskaſſe für die Provinz 
Schleſien zur Herſtellung der Schutz- und Meliorations⸗Anlagen gewährte Dar⸗ 
lehn bildet eine Schuld des Verbandes und iſt unter den von der gedachten 
Kaſſe in Gemaͤßheit ihrer Statuten vom 5. Dezember 1854. beſtimmten Be⸗ 
dingungen, und zwar nach Maaßgabe des Spezialkataſters, zuruͤckzuzahlen und 
zu verzinſen. TS 


H. 10. 


Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf jaͤhrlich ſechs 
Silbergroſchen fuͤr den Normalmorgen und die Hoͤhe des anzuſammelnden Re⸗ 
ſervefonds auf Eintauſend Thaler feſtgeſetzt. 


H. 41. 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgräben, aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Druckwaſſer unter Waſſer ges 
ſetzt werden, ſind fuͤr das betreffende Jahr die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge 
der beſchaͤdigten Flaͤche zu erlaſſen, wenn dieſelbe in Folge der Ueberſchwem⸗ 
mung nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer 
gewoͤhnlichen Jahresnutzung geliefert hat. | 


$. 12. 


Die ſchon von fruͤher beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der 
Gr. 4570.) Deich⸗ 
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Deichverband uͤbernimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigentum 
und Nutzung tiber. 5 . 

Doch full die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den bisherigen 
Eigenthuͤmern des Grundes und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn fie dafür 
die Flaͤche zur neuen Deichſohle und zum Banquet unentgeltlich hergeben. Der 
Nutzungsberechtigte muß ſich indeß allen Beſchraͤnkungen unterwerfen, welche 
von den Behörden zum Schutze des Deiches für noͤthig erachtet werden. 

a Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen für die Gräſereinutzung nicht übers 
nehmen wollen, da faͤllt dieſelbe dem Deichverbande zu. 


8 


f Die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deichbanquets duͤrfen in der 
Regel drei Fuß breit von deſſen Fuße ab weder beackert, noch bepflanzt, ſon⸗ 
dern nur als Graͤſerei benutzt, wo kein Banquet iſt, duͤrfen die Grundſtuͤcke 
am inneren Rande des Deiches zwoͤlf Fuß breit von deſſen Fuße ab nur als 
Graͤſerei benutzt werden. ö : 

Ausnahmen koͤnnen in einzelnen Fallen vom Deichamte mit Genehmi⸗ 
gung der Regierung geſtattet werden. 


§. 14. 
Der Deich iſt in drei Aufſichtsbezirke zu theilen. 
§. 15. 
Im Deichamte fuͤhren 
1) DIE Stadt Dreplnl ei. ee een aneinander 1 Stimme, 
2) die Grundbeſitzer in der Breslauer Nikolai⸗Vorſtadt und 
556ʒziiee? 8 2 Stimmen, 
3) das, Rittergut Poͤpelwitz . „ 3 2 
Hie Gemeinde Pöpel wit aan nenn 1 Stimme, 
8) das Feigut Esſe!!. Tore 1 8 
6) die Gemeinde Coſel, ohne das Freigune 1 . 
7) die Gemeinde Klein⸗Gandauw nnn 1 P 


zufammen 10 Stimmen, 


Das Stimmrecht der Stadt Breslau ift durch ein Mitglied des Magie 
ſtrats, das der Nikolai-Vorſtaͤdtiſchen Grundbeſitzer durch die jedesmaligen bei⸗ 
den Bezirksvorſteher und in Behinderungsfaͤllen deren Stellvertreter, das der 
Gemeinden Poͤpelwitz, Coſel und Gandau von den Vorſtehern derſelben und 
in Behinderungsfaͤllen von deren gewoͤhnlichen Stellvertretern auszuuͤben. 

Die Beſitzer der mit Virilſtimmen verſehenen Guͤter koͤnnen ihren Zeit⸗ 
paͤchter, Gutsverwalter, oder einen anderen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres 
Stimmrechts bevollmaͤchtigen; gehoͤrt ein ſolches Gut Frauen oder Minderfaͤh⸗ 
rigen, ſo fuͤhrt der geſetzliche Vertreter oder deſſen Bevollmaͤchtigter, gehoͤrt es 
mehreren Beſitzern, ſo fuͤhrt Einer derſelben im Auftrage der 1 die 

Stimme. 
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Stimme. Hat der ſtimmberechtigte Beſitzer den Vollbeſitz der buͤrgerlichen 


5 Rechte durch rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren, ſo ruht waͤhrend ſeiner Be⸗ 
fißzeit das Stimmrecht des Guts. i 


F. 16. 


Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 
ſollen für den Breslau-Coſeler Deichverband Gültigkeit haben, inſoweit fie 
nicht in dem vorſtehenden Statut abgeaͤndert ſind. 2 
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Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrudz - 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 24. November 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Manteuffel II. 


(Nr, 4571.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. November 1856., betreffend die Verſchmelzung 
der Bonn⸗Coͤlner mit der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Sn Gemaͤßheit des F. 3. des unterm 4. Auguſt 1854. beſtaͤtigten zweiten 
achtrags zu dem Statute der Bonn-Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1854. S. 472 ff.) will Ich, nachdem die Rheiniſche Eiſen⸗ 
ſenbahngeſellſchaft unterm 5. Marz 1856. (Geſetz-Sammlung für 1856. S. 
146 ff.) zu dem Bau einer von Rolandseck weiter rheinaufwaͤrts fuͤhrenden 
Eiſenbahn uͤber Koblenz nach Bingen konzeſſionirt worden iſt, hierdurch be⸗ 
ſtimmen, daß mit dem Unternehmen dieſer Geſellſchaft das der Bonn -Cölner 
Eiſenbahngeſellſchaft nunmehr verſchmolzen werde, dergeſtalt, daß mit dem 
1. Januar 1857. letzteres ein integrirender Theil mit jenem wird, dagegen die 
Stamm⸗Aktionaire der Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft alsdann zu dem No⸗ 
minalbetrage ihrer Stamm-Aktien Stamm⸗Aktionaire des neu konzeſſionirten 
Unternehmens werden, jedoch mit dem Vorrechte, daß, wenn in irgend einem 
Jahre der Reinertrag des neuen Unternehmens zur Vertheilung einer Dividende 
von mindeſtens fuͤnf und einem halben Prozent nicht zureicht, den urſpruͤng⸗ 
lichen Aktionairen der Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft eine Dividende von 

(Fr. 450-4572.) 5 fuͤnf 
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fünf und einem halben Prozent vorab gewährt. wird. — Die Bonn⸗Coͤlner er 


Eiſenbahngeſellſchaft ſoll für die Regelung der Anſpruͤche und aller Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe uͤberhaupt, welche aus der Verſchmelzung der beiden Geſellſchaften 
ſich entwickeln, auch nach dem 1. Januar 1857. noch als fortbeftehend erach⸗ 
tet, und bis zum definitiven Abſchluß der Regulirung der betreffenden Anſpruͤche 
und Rechtsverhaͤltniſſe durch ihre bisherigen ſtatutenmaͤßigen Organe vertreten 
werden. Im Uebrigen hört die Bonn-Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft mit dem 
1. Januar 1857. auf als ſolche zu exiſtiren. | 

Dieſer Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung bekannt zu machen. 

Charlottenburg, den 24. November 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 4572.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Dezember 1856., betreffend die Modifikation des 
in der Verordnung vom 6. Juni 1853. enthaltenen Zuſatz-Paragraphen 
zu dem F. 34. des Feuer⸗Sozietaͤts-Reglements für die Provinz Poſen 
vom 5. Januar 1836. 


Alf den Bericht vom 22. November d. J. genehmige Ich nach dem An⸗ 
trage der zum XI. Provinziallandtage verſammelt geweſenen Staͤnde des 
Großherzogthums Poſen unter Modifikation des in Meiner Verordnung vom 
6. Juni 1853. enthaltenen Zuſatz⸗Paragraphen zum H. 34. des Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
Reglements fuͤr die Provinz Poſen vom 5. Januar 1836., daß vom 1. Ja⸗ 
nuar 1857. ab der jaͤhrliche Beitrag von Einhundert Thalern Verſicherung 
in Klaſſe I. auf vier Silbergroſchen und in Klaſſe II. auf ſechs Silbergroſchen 
herabgeſetzt werde. dei 
Sie haben Meinen gegenwärtigen Erlaß in die Gefeh- Sammlung auf: 
nehmen zu laffen. 
Charlottenburg, den 1. Dezember 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. a N 5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
ER (Rudolph Decker.) 


